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Vorwort

„Wasser ist keine übliche Handelsware, sondern ein ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt und ent-
sprechend behandelt werdenmuss“, so beginnt die EuropäischeWasserrahmenrichtlinie (WRRL).
Dann ist die Wasserwirtschaft auch nicht von Freihandelsabkommen erfasst, denken viele zu-
nächst erleichtert. Doch weit gefehlt. Es geht bei den Verhandlungen der EU-Kommission mit
den USA und in dem Abkommenmit Kanada nicht nur um den Abbau von Zöllen und anderen
Einfuhrbeschränkungen, sondern auch um den Abbau sogenannter nichttarifärer Regelungen.

Davon können die Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung und die Gewässerunter-
haltung betro�en sein. In Europa und in Deutschland, mit langer Tradition, gilt das Vorsorge-
prinzip. Das heißt, dass Maßnahmen vermieden werden, die potenziell Umweltschäden ver-
ursachen können, auch wenn deren Eintritt nicht wahrscheinlich ist. In den USA dagegen
herrscht das Risikoprinzip. Chemische Sto�e oder Maßnahmen sind solange erlaubt, bis die
Risiken bewiesen sind. Für die natürliche Ressource Wasser ein fataler Unterschied. Die Was-
serwirtschaft begreift sich als Hüterin des Wasserschatzes. Ihre Aufgaben als Versorger, Ent-
sorger und Gewässerunterhalter können die Unternehmen, Betriebe und Verbände der Was-
serwirtschaft nur ganzheitlich wahrnehmen, wenn der gesamte Wasserkreislauf als Einheit
angesehen wird. Dafür ist das Vorsorgeprinzip wichtig, und das wird von der Branche gelebt.

Trotz Beteuerungen der EU-Kommission und des Bundeswirtschaftsministers Sigmar Ga-
briel (SPD), dass nicht daran gedacht sei, über die Freihandelsabkommen Wasserversorgung
und Abwasserentsorgung zu liberalisieren, �ndet sich aber keine wirkliche Ausnahme für die
Daseinsvorsorge und die Wasserwirtschaft aus den Verhandlungen und den vorgesehenen
Verträgen. Im Gegenteil, von europäischer Seite wird von den USA verlangt, die Regeln für die
ö�entliche Bescha�ung zu ändern mit einer vollständigen Ö�nung. Das geht nur bei gleicher
Ö�nung in Europa. An eine neue Privatisierungswelle und alle erdenklichen Konstellationen
von Privat-Ö�entlichen Partnerschaften (PPP) denken da nicht nur Pessimisten.

Sollte der Erfolg der Europäischen Bürgerinitiative Right2Water mit der Ausnahme der
Wasserversorgung aus der EU-Konzessionsrichtlinie schon bald durch die Hintertür durch die
Freihandelsabkommen ausgehebelt werden? Werden damit restlos die Basis und der Zusam-
menhalt des Lebens der Bürger in den europäischen Staaten kommerzialisiert? Die Auseinan-
dersetzungen über Freihandel, die dahinter liegenden Gesellschaftsvorstellungen, die Bedeu-
tung von Gemeinwohl, Daseinsvorsorge und ö�entlichen Aufgaben sind in vollem Gange. Der
Beitrag von Professor Broß liefert hervorragende Argumente für diese Auseinandersetzungen
und fordert insbesondere dazu auf, sich darüber Gedanken zu machen, was wirklich wertvoll
ist.

Christa Hecht, Geschäftsführerin der Allianz der ö�entlichen Wasserwirtschaft e.V.





1 Einführung

1 Einführung

Seit einigen Monaten haben die lange Zeit vertraulich und vor der Ö�entlichkeit
verborgen geführten Verhandlungen der EU-Kommissionmit Kanada und den Ver-
einigten Staaten von Amerika die Ö�entlichkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land, zahlreichen Mitgliedstaaten der EU, aber auch Teile der Ö�entlichkeit in Ka-
nada und in den Vereinigten Staaten von Amerika aufgeschreckt und beunruhigt.1

Viele Menschen sind misstrauisch geworden und fühlen sich verunsichert.2

Zunächst standen imMittelpunkt der Aufregung und der einsetzenden ö�ent-
lichen Diskussion die sogenannten Chlorhühnchen.3 Stein des Anstoßes waren Chlorhühnchen,

ISDSalsbald auch die privaten Schiedsgerichte, die unter bestimmten Voraussetzungen
ausländischen Investoren Klagemöglichkeiten gegen den jeweiligen anderen Ver-
tragsstaat, in dem sie eine Investition getätigt haben, erö�nen.4

Im Folgenden soll die Problematik der Freihandelsabkommen in einen größe-
ren Zusammenhang gestellt werden. Nur so kann die Dimension dessen, was mit
einemAbschluss der geplantenAbkommenmit Kanada (‚CETA‘) und denVereinig-
ten Staaten von Amerika (‚TTIP‘) für die Vertragsstaaten, die ihnen anvertrauten TTIP, CETA

Menschen und die nicht an diesen teilhabenden Staaten verbunden ist, sinnvoll
und sachgerecht dargestellt und bewertet werden.5

1Dieser Text wurde in ähnlicher Form bereits zu unterschiedlichen Gelegenheiten vorgetragen, so
beispielsweise am 9. Mai 2015 beim 2. TTIP-NRWKonvent im Gemeindesaal der Evangelischen
Marienkirche in Dortmund.

2Dies zeigt sich nicht zuletzt in dem Erfolg der von einem breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis
selbst organisierten und 2014 gestarteten Europäischen Bürgerinitiative gegen TTIP und CETA,
URL: https://stop-ttip.org.

3Vgl. bspw. Stiftung Warentest: Chlorhühnchen: Die Hygiene ist entscheidend, 25. Juni 2014;
URL: http://t1p.de/Test-de-Chlorhuhn-2014; Greenpeace Österreich:TTIP: Die Chlor-
huhn Lobby macht Druck, 22. Januar 2014, URL: http://t1p.de/GP-Chlorhuhn-2014.

4Vgl. bspw. die Studie von Pia Eberhardt u. Cecilia Olivet: Pro�t durch Un-Recht. Wie Kanzlei-
en, SchiedsrichterInnen und Prozess�nanzierer das Geschäft mit dem Investitionsschutz befeuern.
Brüssel, Amsterdam u. Berlin 2014, URL: http://t1p.de/ISDS-Studie-2014, Pia Eberhardt:
Verkaufte Demokratie. Wie die CETA-Regeln zum Schutz von Investoren das Allgemeinwohl in Ka-
nada und der EU bedrohen 2014, URL: http://t1p.de/CEO-CETA, Thomas Fritz: TTIP, CETA, Ti-
SA: Die Kapitulation vor den Konzernen. Eine kritische Analyse der geplanten EU-Handelsverträge
mit den USA und Kanada und des Dienstleistungsabkommens TiSA. Hrsg. v. PowerShift u. a. 2014.

5Die Überlegungen schließen an folgende Abhandlung an: Freihandelsabkommen, einige
Anmerkungen zur Problematik der privaten Schiedsgerichtsbarkeit. In: Reihe: Mitbestim-
mungsförderung Report, Nr. 4. Hrsg. v. Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf 2015, URL:
http://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_report_2015_4.pdf. Zum Zeitpunkt von deren Ab-
schluss Ende September 2014 waren mir noch keine Textteile des Abkommens mit Kanada
bekannt.
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Es wäre verfehlt, nunmehr den inzwischen bekannt gewordenen Textentwurf
des Abkommens mit Kanada (CETA) im Umfang von nicht weniger als etwa 1600
Seiten im Einzelnen zu würdigen.6 Jeder erfahrene mit der Gestaltung von Verträ-
gen vertraute Jurist weiß, dass der Umfang nicht Ausdruck besonders sorgfälti-
ger Arbeit sein muss und auch keine Gewähr gegen Unklarheiten und gegen Mei-
nungsverschiedenheiten bietet, sondern dass im Gegenteil erst recht Streitpoten-
zial angelegt und versteckt werden kann. Die geplanten Vereinbarungen umfassen
mehr als vierzig Teilbereiche. Für die Aufhellung der Problematik der Freihandels-
abkommen genügt es, einige strukturell au�ällige Regelungen aufzugreifen und
die hiermit verbundenen Dimensionen in völkerrechtlicher, national-verfassungs-
rechtlicher und in europarechtlicher Hinsicht aufzuzeigen und näher zu beleuch-
ten. Diese Vorgehensweise ist auch deshalb gerechtfertigt, weil das einzelne Indivi-
duum keinen Anspruch auf eine bestimmte Politik hat. Das Demokratieprinzip hat
für die politische Gestaltung des Gemeinwesens bestimmte Formen vorgesehen.
Vor allem ist es nicht angängig, die repräsentative Demokratie durch substanti-Demokratie-

prinzip elle Mitwirkungsformen der direkten Demokratie zu relativieren und letztlich zu
schwächen. Dem gilt es, im Hinblick auf die geplante regulatorische Zusammenar-
beit zwischen den Vertragsstaaten und geplanten ‚Expertengremien‘ zur Vorprä-
gung der Gesetzgebung in den Vertragsstaaten eine kritische Aufmerksamkeit zu
schenken.

In diesem Zusammenhang ist es unumgänglich, das globale Umfeld und Klima
mit in die Betrachtung einzubeziehen, in die solche Freihandelsabkommen einge-
bettet sind. Nach meiner langjährigen Beobachtung dieser ‚Szene‘ sind die zentra-
len Probleme nicht in den Blickpunkt jedenfalls der Rechtswissenschaft und eines
Teils der Medien wie auch der interessierten Ö�entlichkeit gelangt. Andererseits
ist es den an der Entwicklung des Freihandels der hier in Rede stehenden Prägung
einschließlich der Etablierung einer privaten internationalen Schiedsgerichtsge-
richtsbarkeit interessierten Kreisen etwa auch durch spezielle Fachzeitschriften
gelungen, das Terrain fortwährend zu entwickeln und zu festigen.7

Zentraler Bestandteil in Bezug auf Umfeld und Klima ist als Hauptargument
das Scha�en von Arbeitsplätzen in beträchtlicher Zahl in der EU und jenseits des
Atlantiks wie auch eine in ihrer Ausweitung beträchtliche Wirtschaftsentwick-

6Konsolidierter CETA-Vertragstext unter URL: http://t1p.de/CETA-Text-2014, (verö�ent-
licht am 26. 09. 2014).Teilübersetzung: URL: http://t1p.de/CETA-Teiluebersetzung.

7Zu Einzelheiten vgl. Broß 2015.
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1 Einführung

lung. Gleichsam als ‚Drohpotenzial‘ wird für den Fall des Scheiterns der Abkom-
men, vor allem dem mit den Vereinigten Staaten (TTIP), auf deren Hinwendung Geostrategie

etwa zur Volksrepublik China verwiesen. Ummit dem letzten Argument zu begin-
nen: Ein solcher Schritt hätte eine nicht überschaubare geostrategische Bedeutung
etwa im Verhältnis zu Indien oder Russland. Naheliegend steuert sachgerechte und
vernünftige Politik unter Beachtung der rechtlichen, vor allem der verfassungs-
rechtlichen Vorgaben der jeweiligen Vertragsstaaten die Wirtschaft und nicht die
Wirtschaft mit innerhalb durchaus entgegengesetzten rein �nanziellen Interessen
einzelner übergewichtiger Teilnehmer die Politik.

Im Übrigen bestehen schon seit Jahrzehnten intensive Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen vielen Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit den Vereinigten
Staaten von Amerika und Kanada. Nach einem Bericht der Süddeutschen Zeitung
ergibt sich, dass die Exporte der EU in die USA in den Jahren 2010 bis 2012 konstant
von 242,3 Milliardene auf 291,8 Milliardene und der Anteil der Bundesrepublik
Deutschland in diesem Zeitraum von 65,6 auf 86,8 Milliardene angestiegen sind.8

Entgegen dem von den Befürwortern unre�ektiert erzeugten Eindruck beginnen Wirtschafts-
beziehungendie Wirtschaftsbeziehungen mit dem Abschluss der Freihandelsabkommen nicht

bei Null, sondern sind durch zum Teil jahrzehntelange Kontakte und wechselsei-
tige Investitionen schon abgestützt und verstetigt.

Was das Scha�en neuer Arbeitsplätze in beträchtlicher Zahl betri�t, ist auch
dieses Argument nicht stichhaltig. In Bezug auf die geplanten Freihandelsabkom-
men handelt es sich um Ho�nungen und Erwartungen. Von daher steht keine be-
lastbare oder in irgendeiner Hinsicht verlässliche Grundlage zur Verfügung. Aller- Argument

Arbeitsplätzedings kann man eine Anleihe bei früheren vergleichbaren Staatenverbindungen
nehmen. So ist in diesem Zusammenhang auf europäischer Ebene etwa die Vollen-
dung des Binnenmarkts zum 1. Januar 1993 zu betrachten. Die Vollendung des eu-
ropäischen Binnenmarktes hatte die Wirkung von bilateralen Freihandelsabkom-
men zwischen den damaligen Vertragsstaaten der Europäischen Gemeinschaft, so- Lohndumping

prekäre Arbeits-
verhältnisse

nach ein Bündel. Es wurden keineswegs die prognostizierten und den Menschen
innerhalb der Gemeinschaft (mit dem damals schon bestehendenWohlstandsgefäl-
le) verheißenen hunderttausenden neuen Beschäftigungsverhältnissen gescha�en,
sondern im Gegenteil in etwa dieser Größenordnung mit steigender Tendenz ver-
nichtet. Dieser Zeitpunkt markiert maßgeblich den Beginn von Lohndumping und

8Michael Bauchmüller u. Nico Fried: Gabriel zieht rote Linie beim Freihandel. In: Süddeutsche Zei-
tung, Nr. 67, 21./22. März 2015, S. 1.
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prekären Arbeitsverhältnissen mit inzwischen rund 30 Millionen Menschen ohne
Arbeit oder regulären Arbeitsverhältnissen innerhalb der Europäischen Union und
hinsichtlich der prekären Arbeitsverhältnisse allein in Deutschland von 7 Millio-
nen und dies bei Quoten von Jugendlichen ohne Arbeit in einzelnen Mitgliedstaa-
ten von weit über 25 %. Die Arbeitslosigkeit hat auch nach der Vereinigung beider
deutschen Staaten mit einem neuen erheblich vergrößerten Binnenmarkt konstant
zugenommen und nach der Vollendung des Binnenmarkts zum 1. Januar1993 neue
Höchststände erreicht.9

Eine der Ursachen für diesen Befund ist z. B. die Privatisierung ö�entlicher In-
frastruktur,10 die mit der Scha�ung der genannten Binnenmärkte einherging und
nach den geplanten Freihandelsabkommen auch Beachtung �nden soll. Es machtPrivatisierung

ö�entlicher

Infrastruktur

allerdings keinen Sinn, staatliche Monopole durch private Monopole oder Äqui-
valente wie Oligopole oder Kartelle zu ersetzen. Auf diese Weise verschlechtern
die Vertragsstaaten ihre Standortbedingungen, weil nicht mehr Regierung und
Gesetzgeber entsprechend dem Demokratieprinzip diese bestimmen, sondern die
Staaten sich vom Wohlwollen der Wirtschaftsunternehmen in den privatisierten
Bereichen der Infrastruktur (Verkehrsleistungen, Energie, Wasser wie auch Kran-
kenversorgung und Bildung) abhängig machen.11 Diese Fehlleistungen der Politik
auf EU-Ebene werden hinsichtlich der Einführung des Euro und der Gründung der
Eurozone unübersehbar: Die Abhängigkeit von intransparenten Ratingagenturen
außerhalb der staatlichen Institutionen der EU und überdies ohne rechtsstaatlich-
demokratische Kontrolle.12 Funktionell sind die privaten Schiedsgerichte derselben
Kategorie zuzuordnen wie die Ratingagenturen.

Kanada und die Vereinigten Staaten haben sogar einschlägige Erfahrungenmit
einem Freihandelsabkommen, wie es hier in Rede steht. Es handelt sich um das

9Vor Jahren habe ich die Entwicklung des Arbeitsmarktes in Deutschland anhand der statistischen
Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland von 1971 bis Mai 2003 untersucht.

10Vgl. dazu auch: Siegfried Broß: Wasser, Gas, Strom . . .Warum Privatisierung kein Allheilmit-
tel ist oder sogar die Demokratie gefährden kann. In: Schriftenreihe zur Rekommunalisierung
der Berliner Wasserbetriebe (SZR). Hrsg. vom Berliner Wassertisch, Heft 2, Berlin 2013, URL:
http://t1p.de/Wassertisch-Bross-SZR-2013.

11Vgl. Siegfried Broß: Krankenhäuser – kommerzielle Wirtschaftsbetriebe oder Teil der Daseinsvor-
sorge des Staates?. In: Schriftenreihe zur kommunalen Daseinsvorsorge (SKD). Hrsg. v. Berliner
Wassertisch, Heft 3, Berlin 2014, URL: http://t1p.de/Wassertisch-Bross-SKD-2014; Hei-
ke Jahberg: Interview mit Ex-Verfassungsrichter Broß „Der Staat ist erpressbar“. In: Tagesspiegel
vom 3. Juni 2012; URL: http://l.hh.de/Tagesspiegel20120603; letzter Zugri�: 10. 6. 2015.

12Vgl. Broß 2014, S. 6f. u. Broß 2013, S. 9. Außerdem: Werner Rügemer: Rating-Agenturen. Einblicke
in die Kapitalmacht der Gegenwart. Bielefeld 2012.
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1 Einführung

Freihandelsabkommen mit Mexiko (‚NAFTA‘). Nach verschiedenen Quellen hat
dieses 1994 abgeschlossene Vertragswerk keineswegs die vom seinerzeitigen Prä-
sidenten der Vereinigten Staaten, Bill Clinton, versprochenen 5,9 Millionen neu-
en Arbeitsplätze gescha�en.13 Ob und in welchem Umfang Arbeitsplätze in den
Vereinigten Staaten verloren gegangen sind, ist umstritten.14 Jedenfalls ist aber in NAFTA und die

Destabilisierung
Mexikos

Mexiko eine Besorgnis erregende Destabilisierung der staatlichen Ordnung in den
Folgejahren zu beobachten, die darauf schließen lässt, dass das Land hinsichtlich
der Beschäftigung von Jugendlichen und Erwachsenen von diesem Abkommen
keine positiven Impulse erfahren hat. Gewachsen ist hingegen in den letzten Jah-
ren in beträchtlichem Umfang der Markt mit Drogen.

Gerade die Erfahrungen der Vertragsstaaten des NAFTA-Abkommens bestäti-
gen die früheren in Deutschland nach der Vereinigung und auf europäischer Ebene
nach der Vollendung des Binnenmarkts. Zahlreiche Wirtschaftsunternehmen ha-
ben Vermeidungs- und Umgehungsstrategien entwickelt und mit dem Instrument
des Lohndumpings neue Betriebsstätten in Regionen außerhalb aufgebaut, so etwa
in Europa in Staaten des ehemaligen Ostblocks oder von den USA und Kanada aus
gesehen in Mittel- und Südamerika.15

Hinzu kommen Steuersparmodelle, die durch die Internationalisierung der EU Steuerspar-
modelleeher begünstigt werden und auch von Vertragsstaaten entgegen dem Geist der

Verträge – wie innerhalb der Europäischen Integration genügend bekannt – rück-
sichtslos zum Schaden der anderen Vertragsstaaten entwickelt worden sind und
vermutlich auch unter Geltung künftiger Freihandelsabkommen und der Bildung
weiterer Binnenmärkte nicht verhindert werden. Auch hierdurch werden keine
neuen Arbeitsplätze gescha�en, sondern fortwährend bestehende vernichtet.

13Vgl. Broß 2015, S. 7f.
14Vgl. Broß 2015, Fußnote 5.
15Vgl. z. B. Haiti oder die Dominikanische Republik, aus beiden Regionen – auch in Asien – mit

den menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen mit zahlreichen Toten.
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2 Einzelheiten

Vor dem beschriebenen Hintergrund sind nachfolgend zwei Ebenen zu untersu-
chen. Mit Freihandelsabkommen der hier in Rede stehenden Art wird wegen der
Breite und der Tiefe der geplanten Vereinbarungen und Institutionen bis hin zu ei-
ner regulatorischen Zusammenarbeit der Vertragsstaaten eine Staatenverbindung
gescha�en. Es geht also nicht mehr allein um den Abbau von wechselseitigen
Hemmnissen in denWirtschafts- und Handelsbeziehungen, sondern um die Schaf-
fung eines Binnenmarktes mit institutionellen Strukturen, wie sie Staatenverbin-
dungen eigen ist. Eine solche Zusammenarbeit ist einem föderalistischen Staats-Scha�ung

institutioneller

Strukturen

wesen wie den Vereinigten Staaten von Amerika und etwa der Bundesrepublik
Deutschland fremd, aber auch der EU; denn auch dort sind die Kompetenzräume
zwischen der Integrationsebene und denMitgliedstaaten getrennt. Für die Bundes-
republik Deutschland stellt sich die Frage der Verfassungsmäßigkeit sonach nicht
nur unter dem Gesichtspunkt einer Verletzung des Demokratieprinzips, sondern
grundsätzlich, dass das Grundgesetz keine Handhabe für den Eintritt in eine Staa-
tenverbindung der hier geplanten Art bietet und mit Rücksicht darauf für die eu-
ropäische Integration durch Änderung des Grundgesetzes Art. 23 mit detaillierten
Vorgaben neu gefasst wurde.

Nachfolgend wird deshalb zunächst die Makroebene (2.1), anschließend die
Mikroebene (2.2) und schließlich die Verfassungsrechtslage (2.3) beleuchtet.

2.1 Makroebene

Staatenverbindungen

In Anbetracht der Größe des angestrebten Binnenmarkts zwischen der EU und
den Vereinigten Staaten – aber auch des Binnenmarkts mit Kanada, der mit in dieDiskriminierung

nicht

teilhabender

Staaten

Betrachtung einbezogen werden muss – ist es geboten, schon bestehende Staaten-
verbindungen, die weit ausgreifen, mit in den Blick zu nehmen. Mit Staatenver-
bindungen in dem hier angestrebten Umfang ist naheliegend eine Blockbildung
verbunden. Nicht an dieser Staatenverbindung teilhabende andere Staaten sind
zunächst diskriminiert. Es kommt allerdings ein anderes Problem hinzu.

Weltumspannend bilden die Vereinten Nationen (UN) gleichsam die oberste
Ebene im politischen Miteinander der Staaten, rund 190. Die Unzulänglichkeiten
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2 Einzelheiten

dieser staatlichen Organisation zur Sicherstellung des friedlichen Zusammenle-
bens der Völker sind hinlänglich bekannt und aktualisieren sich bedrückend fort-
laufend und während der letzten Jahre zunehmend. In der Erkenntnis, dass der in-
ternationaleWarenaustausch und umfassende Handels- undWirtschaftsbeziehun-
gen friedensstiftende und friedenssicherndeWirkung haben, stützen weltumspan-
nende Organisationen wie WTO, IWF und Weltbank auf einer darunter liegenden WTO IWF

WeltbankEbene die weltumspannende politische der Vereinten Nationen. Demgemäß be-
steht heute in dieser Hinsicht nicht gleichsam ein ‚luftleerer Raum‘, sondern es
sind weltweit im Gefolge dessen zahlreiche bi- und multilaterale Verträge etwa
über den Abbau von Zollschranken und Handelskontingenten in Kraft.

Es besteht sonach schon ein weltweit wirksames Mehrebenensystem, inner-
halb dessen sich eine Ebene tiefer im Verhältnis zu den beiden zuvor genannten
sich die hier angestrebte Staatenverbindung etablieren möchte. Das hätte zunächst
zur Folge, dass die Ebene von WTO und den anderen Organisationen dieser Ebe-
ne und rückgekoppelt die oberste Ebene der Vereinten Nationen jedenfalls nicht
gestärkt und Abstimmung und Koordinierung der Ebenen weltweit schwieriger
werden und kaum mehr zu handhaben sind. Durch die fortwährende Neubildung
von Staatenverbindungen entstehen Teilidentitäten. Es handelt sich hierbei um ein Mehrebenen-

system
Teilidentitäten

Problem der Abstimmung und Koordinierung zwischen Staaten der verschiede-
nen Ebenen im Verkehr der Staaten miteinander, weil nicht alle Staaten der EU
neben der dann entstehenden Staatenverbindung Partner identischer vertragli-
cher Bindungen mit Drittstaaten wie andere Mitgliedstaaten sind. Zudem würden
sich reichlich unübersichtliche Abstimmungsprobleme zwischen der von den Staa-
tenverbindungen neu gescha�enen autonomen Rechtsordnungen und demWTO-
Recht ergeben, wie der Fachmann für transnationales Wirtschaftsrecht Christian
Tietje (Martin-Luther-Universität Halle Wittenberg) zu Recht bemerkt.16

Diese Problematik kann man allerdings an einem aktuellen Beispiel verdeutli-
chen: Die europäische Patentorganisation hat 38 Mitgliedstaaten, die – soweit er-
sichtlich – alle die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Beispiel:

Patent-
organisation

Grundfreiheiten anerkannt haben. Hingegen sind von diesen nur 28 Mitgliedstaa-
ten der EU, so dass sich hier schon Probleme hinsichtlich der Teilidentitäten erge-

16Vgl. Christian Tietje: Lassen wir so etwas ins europäische Haus? – Über TTIP, das geplante Freihan-
delsabkommen zwischen Europäischer Union und Vereinigten Staaten, sind die wildesten Gerüchte
im Umlauf. Die Wahrheit über Voraussetzungen und Folgen sieht ganz anders aus. In: Frank-
furter Allgemeine Zeitung, Nr. 49 vom 27. Februar 2015, S. 12).– Christian Tietje ist Inhaber
des Lehrstuhls für Ö�entliches Recht, Europarecht und Internationales Wirtschaftsrecht an
der Martin-Luther-Universität Halle Wittenberg, Geschäftsführender Direktor des Instituts für
Wirtschaftsrecht u. Leiter der Forschungsstelle für Transnationales Wirtschaftsrecht (TELC).
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ben. Diese Problemlagewird zwangsläu�g verschärft, wenn die EU der Konvention
beitritt und es so zu einer Verdoppelung der Mitgliedschaft über die Mitgliedstaa-
ten kommt. Der Sinn solcher Vervielfältigungen imVölkerrechtsverkehr erschließt
sich nicht und der Europäische Gerichtshof in Luxemburg hat in einem Gutachten
hierzu zu Recht Vorbehalte angemeldet (C 2/13 v. 18.12.2014), auch wenn das zen-
trale Problem so nicht gesehen wurde.17

Des Weiteren ist zu bedenken, dass durch eine solche Staatenverbindung auch
Risiken entstehen, die sich über das Vertragsgebiet hinaus auswirken können,wenn
es um sogenannte systemrelevante Wirtschaftsakteure geht, wie die weltweite Fi-
nanzmarktkrise einschließlich der Krise der Eurozone ins allgemeine Bewusstsein
gerückt hat.

Vor diesem Hintergrund ist es unumgänglich, die Frage zu stellen, worin der
‚Mehrwert‘ der angestrebten Staatenverbindungen bestehen soll und warum nicht
alle erdenklichen Anstrengungen unternommen werden, WTO, IWF und Welt-
bank unter Einbeziehung möglichst vieler Staaten weltweit weiterzuentwickeln
und zu stärken. Immerhin wurde vermeldet, dass der Weltbankchef schwere Feh-
ler von deren Politik zugegeben habe.18

Mehrwert der geplanten Abkommen

Was den ‚Mehrwert‘ der geplanten Abkommen betri�t, ist die oben erwähnte, um-
fangreiche Stellungnahme von Tietje aufschlussreich.19 Sie stützt die hier entwi-
ckelten Bedenken nachdrücklich. In diesem Zusammenhang sind vor allem die
folgenden Ausführungen festzuhalten:

„Ein bilaterales Abkommen kann rechtlich nicht die Rechtspositionen be-
einträchtigen, die einmultilateraler Vertragwie dasWTO-Übereinkommen
gewährt. Es liegt damit auf der Hand, dass TTIP einen Zuwachs an Han-
delsliberalisierung gegenüber dem WTO-Recht bieten muss. Einige Ver-
handlungsgegenstände sind von ökonomischer Bedeutung, andere eher
von gesellschaftspolitischer. Diese o�ensichtliche Feststellung erklärt aber
noch nicht die Schwierigkeiten. Es ist vielmehr der strukturelle Unter-
schied einer so umfassend geplanten Regelung wie TTIP im Verhältnis zu

17Hierzu schon grundlegend Siegfried Broß: Bundesverfassungsgericht – Europäischer Gerichtshof
– Europäischer Gerichtshof für Kompetenzkon�ikte. In: Verwaltungsarchiv, 92. Jg., 2001, S. 425�.

18Vgl. S. Chavkin, K. Langhans u. B. Obermayer: Weltbank-Chef gibt schwere Fehler zu. In: Süd-
deutsche Zeitung, Nr. 54 vom 6.März 2015, S. 1.

19Vgl. Tietje 2015.
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klassischen Handelsabkommen, der die Komplexität begründet. Frühere
Handelsabkommen betrafen ausschließlich Regelungen zur Nichtdiskri-
minierung und zum Marktzugang in der Form von Zöllen und anderen
Einfuhrbeschränkungen [. . . ]. Dieses einfache und über Jahrhunderte er-
folgreich praktizierte Austauschverhältnis funktioniert heute nicht mehr.
Der reine Marktzugang spielt nur noch eine kleine Rolle, da kaum mehr
signi�kante Zölle existieren. Das eigentliche Problem der resultierenden
Abkehr vom reinen Austausch von Marktzugangszugeständnissen be-
steht darin, dass sich die heute relevanten Handelshemmnisse strukturell
als innerstaatliche Regulierungen darstellen [. . . ].“ 20

Hiermit werden die hinter den geplanten Freihandelsabkommen stehenden
wirklichen Absichten deutlich: Es kann keine Rede davon sein, dass der Welthan-
del auf der Grundlage der bestehenden völkerrechtlichen Vertragswerke in WTO
sowie bi- und multilateralen Handelsabkommen nicht funktioniere. Gerade die
Ausweitung des Volumens des Güteraustausches zwischen der EU und den USA
belegt das überzeugend. Es geht um nachdrücklichen Ein�uss der Wirtschaftsteil- Zweifelhafter

Mehrwertnehmer der Vertragsstaaten über die regulatorische Zusammenarbeit und ‚Exper-
tengruppen‘ auf die Gesetzgebung der Vertragsstaaten und damit um die Umge-
staltung der Gesellschaft und derWirtschaftsordnung. Dasmachen die Ausführun-
gen von Tietje zum Investorschutz ebenfalls deutlich.21 Man muss deshalb festhal-
ten, dass die nicht den Marktzugang und die Nichtdiskriminierung ausländischer
Wirtschaftsteilnehmer betre�enden Regelungen eine das Demokratieprinzip aus-
höhlende überschießende Tendenz aufweisen. Sie �nden weder im EU-Recht noch Verletzung des

Demokratie-
prinzips

etwa im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland eine Grundlage; sie wider-
sprächen zudem den Grundregeln eines föderalistischen Staatswesens, wie es auch
die Vereinigten Staaten von Amerika sind. Auch dort sind die Kompetenzräume
zwischen dem Zentralstaat und den Einzelstaaten getrennt, und es ist nicht vorge-
sehen, dass diese Trennung durch eine das Demokratieprinzip verletzende regula-
torische Zusammenarbeit überspielt wird.

Das Argument, vergleichbare Regelungen seien schon im WTO-Recht ange-
siedelt, geht fehl. Der Maßstab ergibt sich nicht aus dem WTO-Recht, das inso- Verfassungs-

rechtliche
Ermächtigung

fern seinerseits schon im Widerspruch etwa zur Verfassung der Bundesrepublik
Deutschland und der EU steht, sondern aus der nationalen Verfassung und dem
EU- Recht. Weder die EU noch die Bundesrepublik Deutschland dürfen aber hier-
nach völkerrechtliche Bindungen eingehen, für die eine verfassungsrechtliche Er-
mächtigung fehlt.

20Tietje 2015.
21Darauf wird im Kapitel 2.2. eingegangen.
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Unterschiedliche kulturelle Vorstellungen

Die Ausführungen von Tietje weisen allerdings auf eineweitere grundlegende Pro-
blematik hin, die mit Freihandelsabkommen der hier geplanten Breite und Tiefe
verbunden ist. Es handelt sich um das ‚Kulturproblem‘. Hierbei geht es nicht um
die schönen Künste, sondern darum, wie ein Staat und seine Gesellschaft den ein-
zelnen Menschen und das gesellschaftliche Zusammenleben verstehen und prakti-
zieren. Es ist keineswegs neu, und es geht hierbei um grundlegende Fehlvorstellun-Vergleichbar,

doch nicht

identisch

gen, dass verschiedene Kulturen durch möglichst umfangreiche Regelungswerke
zusammengeführt werden könnten. Die Menschen und die Gesellschaften reagie-
ren zunächst entsprechend dem eigenen Erleben, und dieses wiederum ist von der
historischen Entwicklung einer Gesellschaft geprägt. Die rechtsstaatliche Demo-
kratie diesseits und jenseits des Atlantiks ist in ihren Grundlinien vergleichbar,
aber nicht identisch. Im Hinblick darauf verbieten sich die geplante regulatorische
Zusammenarbeit und die Vorprägung der Gesetzgebung durch gemischte ‚Exper-
tengruppen‘ der Vertragsstaaten solcher Freihandelsabkommen. Wie unterschied-
lich die insoweit maßgeblichen Kulturen sind, wird beispielsweise an dem Kampf
der Republikaner in den Vereinigten Staaten gegen eine allgemeine Krankenversi-
cherung bis hin zum polizeilichen Schusswa�engebrauch deutlich.

Allerdings gemahnen schon die Erfahrungen bei der europäischen Integra-
tion mit erheblichen Kulturunterschieden zwischen den Vertragsstaaten zur Zu-
rückhaltung. Man denke nur an die unterschiedlichen Auswirkungen, aber auch
Scha�ung der Ursachen, der Finanzmarkt- und Euro-Krise bis hin zu den gewal-
tigen Verwerfungen des Haushalts von Griechenland. Es ist über die JahrzehnteRücksichtslose

Funktionselite eine Funktionselite herangewachsen, die von allem nur den Preis und den eige-
nen Vorteil und von nichts den Wert kennt. Auf diese Weise haben Wettbewerb
und Ökonomie einen für einen demokratischen Rechtsstaat nicht hinnehmbaren
Ein�uss gewonnen, der durch die geplanten Freihandelsabkommen verstärkt und
dadurch das Gefährdungspotenzial für alle teilhabenden Staaten vergrößern wür-
de. Zu erinnern ist etwa in diesem Zusammenhang an die rücksichtslose und im
Widerspruch zum Geist der europäischen Verträge – ‚Solidarität der Mitglieder‘
– stehende Steuerpolitik einiger Mitgliedstaaten, vor allem von Luxemburg, mit
Milliarden-Schäden zum Nachteil der Menschen EU-weit. Unterschiedliche Kultu-
ren kommen aber auch auf andere Weise zum Tragen. So behandelt etwa Scho-
epp einen Aspekt der unterschiedlichen Kulturen der Mitgliedstaaten der Euro-
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päischen Union.22 Die damit verbundenen Vorstellungen �nden Eingang in die
Gesetzgebung und die Gestaltung der Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung und
müssen deshalb ausländischen Ein�üssen verschlossen bleiben. Das hat nichts mit Menschen

dürften nicht der
Ökonomie
untergeordnet
werden!

Abneigung oder gar feindseliger Einstellung gegenüber Staaten zu tun. Vielmehr
ist eine Konturierung unabdingbar, damit ein solches Vorhaben von Freihandels-
abkommen überhaupt gelingen kann. Die Menschen sind nicht der Ökonomie un-
tergeordnet. Die Ökonomie muss sich an den Menschen und den Gesellschaften
orientieren und darf nicht die Grundlagen einer stabilen Gesellschaft und eines
geordneten Staatswesens untergraben.

In diesem Zusammenhang sollte zu denken geben, dass die Weltbank in ei-
ner eigenen Studie 2005 zu dem Ergebnis gekommen ist, dass 25 Staaten vor dem
Zusammenbruch stehen gegenüber 15 während der 10 Jahre zuvor.23 Damals be-
standen schon neben einer umfassendenWTO-Ordnung zahllose bi- und multina-
tionale Freihandelsabkommen – wie das eingangs erwähnte NAFTA- Abkommen
–, so dass die bisher vereinbarten und entwickelten o�enbar wenig hilfreich sind.

Schieflage von We�bewerb und Menschenrechten

Die Dominanz von Wettbewerb und Ökonomie über das Recht und die Menschen Gefährdung von
Demokratie
durch die
Dominanz von
Ökonomie

hat die Staaten in eine Schie�age gebracht. Diese wird durch das Kulturproblem
verschärft, und damit werden Demokratie und Rechtsstaat noch mehr gefährdet.
So verdient etwa Zielcke Zustimmung mit seiner Feststellung: „Die neue Weltord-
nung entstellt das Recht und hebelt die Demokratie aus.“ 24 Er fährt fort:

„Zweck der Abkommen ist es ja nicht, den Investor vor entschädigungs-
loser Enteignung zu schützen; dazu bedürfte es keines Vertrages, dass
versteht sich in einem Rechtsstaat von selbst. In erster Linie soll er viel-
mehr geschützt werden vor geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen,
die denWert seiner Anlage mindern. Das aber bedeutet, dass sich der ver-
tragschließende Staat seiner gesetzgeberischen Freiheit und gesellschaft-
lichen Verantwortung begibt – vor allem auf den besonders emp�ndli-
chen Gebieten des Arbeits-, Verbraucher- und Umweltschutzes. Denn das
sind die Politikbereiche, die die Pro�tabilität von Kapitalanlagen am ehe-
sten tangieren“.25

22Schoepp: Mediterraner Kapitalismus. In: Süddeutsche Zeitung, Nr. 61 vom 14. März 2015, S. 26.
23World Bank: Where is the Wealth of Nations? Measuring Capital of the 21st Century. Washington

DC 2005, URL: http://t1p.de/Weltbank-2014.
24Zielcke: Sieg über das Gesetz. Was hat das Abkommen zum Investitionsschutz zwischen den USA

und Europa mit der Amputation der Ukraine zu tun? Oder mit der Überwachung der NSA? Die
neue Weltordnung entstellt das Recht und hebelt die Demokratie aus. In: Süddeutsche Zeitung,
Nr. 100 vom 02. Mai 2014, S. 11.

25Zielcke 2014.
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Gerade was die Struktur des Arbeitslebens, des Verbraucher- und Umwelt-
schutzes anbetri�t, würde sich das Kulturproblem ganz erheblich auswirken. Es
geht nämlich hierbei vor allem um die Stellung des einzelnen Individuums in Staat
und Gesellschaft, die Sicht von Staat und Gesellschaft in Richtung der Menschen
und der Menschen untereinander. Wenn man nur den Kampf der Republikaner
in den Vereinigten Staaten gegen eine allgemeineKrankenversicherung betrach-Beispiel:

allgemeine

Krankenversi-

cherung

tet, wird die Problemlage deutlich und man braucht keine große Vorstellungsgabe,
sich das jeweilige Engagement im Streitfall auszumalen. Die verschiedenen Kultur-
kreise können nicht durch normative Regelungen in Übereinstimmung gebracht
werden, und deshalb verbieten sich in Freihandelsabkommen alle Regelungen und
Strukturen, die der Einwirkung auf die Gesellschafts- undWirtschaftsordnung der
Vertragsstaaten die Tür ö�nen.
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2.2 Mikroebene

Die nachfolgenden Erörterungen beschränken sich auf die Organisation der Schieds- Widerspruch zu
rechtsstaatlicher
Demokratie

gerichte und die Ausgestaltung des Investorschutzes, die regulatorische Zusam-
menarbeit wie auch die vorgesehenen ‚Expertengruppen‘ in einzelnen Regelungs-
bereichen. Es handelt sich hierbei um die drei mir wichtigen Regelungsbereiche
und Strukturkomplexe der geplanten Freihandelsabkommen, die im Widerspruch
zu rechtsstaatlicher Demokratie, den Grundlagen des Völkerrechts wie auch all-
gemeinen Rechtsgrundsätzen stehen.

Auf einer übergeordneten Ebene stehen der Investorschutz und die privat or-
ganisierten Schiedsgerichte, die regulatorische Zusammenarbeit zwischen Staaten
und die zur Vorprägung der Gesetzgebung beabsichtigten ‚Expertengruppen‘ in
einem engen Zusammenhang. Der Investorschutz soll dem Schutz von Anlagen Investorschutz

ausländischer Unternehmen dienen, weil der Sitzstaat keine geordnete Gerichts-
barkeit habe. Zudem wird in diesem Zusammenhang auch Korruption von staatli-
cher Seite ins Feld geführt.26 Des Weiteren wird auch für Staaten, die nachweisbar
rechtsstaatliche Demokratien sind, lückenhafter Grundrechtsschutz für ausländi-
sche juristische Personen ins Feld geführt. Nach dieser Lesart würden unzutre�end Rechtsstaats-

prinzip schützt
vor Enteignung

hierunter auch etwa die Bundesrepublik Deutschland, die EU wie auch die Verei-
nigten Staaten von Amerika und Kanada fallen. Das überrascht, denn das Rechts-
staatsprinzip schützt ungeachtet der Ausgestaltung der Grundrechte im einzelnen
gegen Willkür und gegen entschädigungslose Enteignung. Art. 14 Abs. 1 GG ist
ferner kein auf deutsche Staatsangehörige beschränktes Grundrecht, sondern hat
eine Institutsgarantie zumGegenstand. Sie schützt selbstverständlich auch auslän-
dische Unternehmen in Deutschland. Das hat nichts mit Art. 19 Abs. 3 GG zu tun,
weil die Einordnung in das Rechtsstaatsprinzip übergeordnet ist.

Zudem liegt hierin ein großer Denkfehler: Da nicht erst das Investorschutz-
und Freihandelsabkommen auf ein Diskriminierungsverbot angelegt sind, sondern
sich dies schon aus dem allgemeinen Rechtsstaatsprinzip und allgemeinen Rechts-
grundsätzen ergibt (Willkürverbot), besteht schon von vornherein das Gebot der Zusätzlicher

Investorschutz
ist unnötig

Gleichbehandlung auch hinsichtlich der einzelnen grundrechtlichen Gewährleis-
tungen. Dieses wird durch die Überlagerung durch die WTO-Rechtsordnung ver-
stärkt. Eine weitere gedankliche Fehlleistung ergibt sich daraus, dass auf der einfa-
chenGesetzesebene statt dieser Klauseln und privaten Schiedsgerichten der Grund-

26Vgl. bspw. Tietje 2015.
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rechtsschutz auf ausländische juristische Personen erstreckt werden kann. Die
Grundrechte sind keine Sperren, wenn die Individualrechtsposition erweitert wird.
Hierfür mag der Hinweis auf die frühere nur einfachrechtliche Erö�nung der Ver-
fassungsbeschwerde in § 90 BVerfGG genügen.

Fehlvorstellungen in dieser Hinsicht waren schon ursächlich für das – soweit
ersichtlich – erste Investorschutzabkommen, das geschlossen worden ist. Aller-
dings war die Ausgestaltung 1959 in dem zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und Pakistan ausgehandelten Vertrag dem damit verfolgten Ziel, Rechtsstaat
und Demokratie zu stärken, abträglich. Zunächst leuchtet es nicht ein, dass auslän-Verbreitete Fehl-

vorstellungen dische Investoren gegenüber einheimischen eine Vorzugsstellung einnehmen sol-
len. So werden Rechtsstaat und Demokratie nicht gestärkt, sondern die ihnen ent-
gegenstehenden Strukturen und die sie umfassende ‚Kultur‘ bewahrt und perpe-
tuiert. Dieser E�ekt wird durch die Einrichtung einer privaten Schiedsgerichtsbar-
keit verstärkt. Es fällt auf, dass in einem gedanklichen Kurzschluss die Lösung in
einer privaten Schiedsgerichtsbarkeit gesucht und nicht ein Staatsschiedsgericht
eingerichtet wurde. Ein auf der Staatsebene angesiedeltes Gericht bietet nahelie-
gend die Möglichkeit, die rechtsstaatliche Demokratie des insoweit beargwöhnten
Vertragspartners zu beein�ussen und damit zu entwickeln und zu stärken. Auf
diese Weise ist es möglich, auch Korruption zurückzudrängen. Mit der Installie-
rung eines privaten Schiedsgerichts macht man sich nämlich die Vorstellungen
der anderen ‚Kultur‘ zu eigen, gegen die der Schutz durch ein privates Schieds-
gericht gesucht wird. Der Ein�uss in rechtsstaatlich-demokratischer Hinsicht ge-
lingt nur über institutionelle und auf Dauer angelegte Gerichtsbarkeit und nicht
durch ad hoc beliebig gebildete ‚Gerichte‘. Zudemwird schon durch ein solches In-
vestorschutzabkommen eine autonome Rechtsordnung gescha�en, die parlamen-Aushöhlung des

Demokratie-

prinzips

tarischer Kontrolle generell, hinsichtlich der privaten Schiedsgerichte aber auch
dahingehend entzogen ist, ob der demokratisch gebildete Wille des Gesetzgebers
noch gewahrt ist. Auf dieseWeise wird das demokratische Prinzip ausgehöhlt, und
deshalb werden die Wirkkräfte gestärkt, gegen die man sich schützen möchte.

Ein Weiteres kommt hinzu. Seit Jahrzehnten ist die Bundesrepublik Deutsch-
land lobenswert tätig, durch entsprechende Organisationen – unter Einbeziehung
der Gerichte und etwa politischer und anderer Stiftungen –Demokratie und Rechts-Demokratische

Strukturen

Transparenz

staat in vielen Ländern zu begleiten und auf diese Weise zu fördern. Demokratie
und Rechtsstaat können aber nur durch transparente Strukturen und o�ene staat-
liche Institutionen entwickelt und aufrechterhalten werden. Anders vermögen die
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Menschen gerade in den hier in Rede stehenden Ländern kein Vertrauen in die
Staatsgewalt entwickeln. So kann man die als bedenklich beurteilte ‚Kultur‘ nie
ändern, wenn man nicht bereit ist, dem entgegengesetzte Strukturen zu entwi-
ckeln.

Was die regulatorische Zusammenarbeit und die Vorprägung der Gesetzge-
bung der Vertragsstaaten durch ‚Expertengruppen‘ betri�t27, ist auf einenweiteren
Systembruch hinzuweisen. Sie laufen demDemokratieprinzip aus mehreren Grün-
den zuwider. Zum einen fehlt es an der demokratisch gebotenen Transparenz und
zum anderen ist der demokratischeWillensbildungsprozess, der in der Demokratie
dem Parlament vorbehalten ist, nicht mehr frei und unbelastet. Ein weiterer Wi- Intransparenz,

Fehlen eines
demokratischen
Willensbildungs-
prozesses

derspruch im System ergibt sich daraus, dass die Elemente der direkten Demokra-
tie in Deutschland, am sinnfälligsten auf der kommunalen Ebene, zurückgedrängt
werden sollen (auf der Kommunalebene etwa auch durch Privatisierung von öf-
fentlicher Infrastruktur), andererseits aber der parlamentarische Willensbildungs-
prozess für intransparente Ein�ussnahmen geö�net wird. Dieser Standpunkt hat
nichts mit einer Völkerrechtsunfreundlichkeit zu tun. Vielmehr ist es hoch an der
Zeit, vereinzelte Entwicklungen im internationalen Verkehr zwischen Staatenwie-
der in Einklang mit den Grundlagen von Rechtsstaat und Demokratie zu bringen;
denn ohne deren Beachtung kann auch das Völkerrecht nicht seine friedensstif-
tende und friedenssichernde Wirkung entfalten.

Schiedsgerichte

Bei den Schiedsgerichten geht es bei einer grundlegenden Betrachtung nicht um
Einzelheiten wie Auswahl der Schiedsrichter, Verfahren und dergleichen.28 Viel-
mehr steht im Mittelpunkt die Organisation der Schiedsgerichte als private In- Privatisierung

des Rechtsstitution. Hier stellen sich die grundsätzlichen Fragen des Völkerrechts, des Ge-
meinschaftsrechts und des nationalen Verfassungsrechts, so der Bundesrepublik
Deutschland.

a) Deutschland gilt gleichsam als ‚Er�nder‘ dieser privaten Schiedsgerichte. Ein
solches Schiedsgericht wurde – soweit ersichtlich – erstmals in einem Investor-

27Vgl. hierzu etwa Kap. 15 Finanzdienstleistungen (dt. Fassung: S. 37�.), Kap. 24 Handel und Ar-
beitsmarkt (dt. Fassung: S. 61�.), Kap. 25 Handel und Umwelt (dt. Fassung: S. 71�.) sowie Kap.
26 Regulatorische Zusammenarbeit (dt. Fassung: S. 81�.), alle einsehbar unter der URL:
http://t1p.de/CETA-Teiluebersetzung.

28Zu diesem Komplex vgl. bspw. die Studie von Eberhardt/Olivet 2014.
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schutzabkommen zwischen Pakistan und der Bundesrepublik Deutschland im Jah-
re 1959 vereinbart.29 Seit langem sind solche Schiedsgerichteweltweit in Investitions-Deutschlands

Investitions-

schutzabkommen

schutz- und Freihandelsabkommen im weiteren Sinne vereinbart. Allein Deutsch-
land hat demVernehmen nach etwa 130 solcher Abkommen geschlossen.30 Es han-
delt sich nicht um staatliche Gerichte etwa der Vertragsstaaten oder eines Interna-
tionalen Gerichtshofs ähnlich dem in Den Haag oder dem Seegerichtshof in Ham-
burg, wie aber auch den internationalen Strafgerichten für das frühere Jugoslawien
oder Ruanda.

Diese Schiedsgerichtsbarkeit ist im übrigen sehr vital. So berichtet z. B. Balser
für das Jahr 2014 von 17 erhobenen Klagen.31 Der Ausgang der 2014 beendeten
Schiedsgerichtsverfahren ergibt folgendes Bild: Zehn Verfahren zu Gunsten des
Investors, zehn Verfahren mit Einigung, immerhin fünf Verfahren mit Abweisung
der Klage und weitere fünf aus nicht bekannten Gründen eingestellt. Aus den Nie-
derlanden kamen sieben Kläger, aus den USA und Großbritannien je fünf, unter
anderen aus Frankreich vier und Deutschland zwei. Des Weiteren erfährt man in
diesem Bericht, dass deutsche Firmen immer öfter Staaten verklagen und das mit
Tipps einer Bundesagentur.32 Ferner teilt Brühl mit, dass Spanien am häu�gstenUnternehmen

verklagen

Staaten

verklagt wurde und auch häu�g unterlegen ist. Nur in fünf Verfahren von insge-
samt 30, deren Ergebnis bekannt geworden ist, konnten sich die Staaten erfolgreich
zur Wehr setzen.

Dieser Umstand und die hiermit verbundenen Fehlvorstellungen von Rechts-
staat und Demokratie werden häu�g ausgeblendet.33 Private Schiedsgerichte und
Ausübung von Gerichtsbarkeit gegenüber Staaten bei Streitigkeiten, die aus Frei-
handelsabkommen und damit aus zwischen Staaten geschlossenen völkerrechtli-
chen Verträgen erwachsen, schließen sich von vornherein aus. Der tiefere Grund
liegt darin, dass sich Staaten als Vertragschließende eines Freihandelsabkommens
– anders als etwa beim Kauf oder Tausch von Grundstücken – auf der Ebene des
Völkerrechts begegnen. Demgemäß richten sich der Abschluss und die Abwick-Völkerrecht

29Vgl. das Gesetz zu dem Vertrag vom 25. November 1959 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und Pakistan zur Förderung und zum Schutz von Kapitalanlagen. 29. Juni
1961, URL: http://t1p.de/UNCTAD-1387. 2009 wurde der Vertrag aktualisiert: URL:
http://t1p.de/UNCTAD-1386.

30Vgl. Zusammenstellung: http://investmentpolicyhub.unctad.org/IIA/CountryBits/78.
31Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 20. März 2015, S. 18.
32Vgl. dazu German Investment Treaty Disputes: http://t1p.de/GITD. Eine weitere Sammlung

bietet die Website von Professor Andrew Newcombe: http://www.italaw.com.
33Vgl. z. B. Ohler, JZ 2015, S. 337 �.
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lung eines solchen Abkommens nach den Regeln des Völkerrechts. Subjekte und
Teilnehmer am Völkerrechtsverkehr sind Staaten und nicht Privatpersonen. Wird
eine Gerichtsbarkeit im Rahmen eines solchen Freihandelsabkommens vereinbart,
ist sie notwendigerweise Bestandteil der Völkerrechtsebene und nicht einer darun-
ter liegenden. Privatpersonen und private Institutionen sind nurmittelbar über den
jeweiligen ‚Heimatstaat‘ am Völkerrechtsverkehr beteiligt oder betro�en. Sinnfäl-
liges Beispiel hierfür ist etwa die Europäische Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (EMRK). Über Ihre Gewährleistungen nimmt das Beispiel: EMRK

einzelne Individuum vermittelt durch seinen ‚Heimatstaat‘ an den Gewährleistun-
gen dieses völkerrechtlichen Vertragswerks teil, was sich auch für Ausländer in
diesem Staat positiv auswirken kann.

Hierin liegt ein weiterer Unterschied zu einer Staatenverbindung wie der EU
oder einemBundesstaat wie der Bundesrepublik Deutschland. Die durch die EMRK CETA und TTIP

überspielen
Autonomie der
Rechtsordnung

gescha�ene Rechtsordnung bleibt ebenso wie die Rechtsordnungen ihrer Teilneh-
merstaaten autonom. Sie bleiben selbstständig, und zwischen ihnen wirken die
völkervertragsrechtlichen Bindungen und Verp�ichtungen. Die EMRK schöpft ih-
re Wirkkraft aus der Ermächtigung durch die vertragschließenden Teilnehmer-
staaten. Anders hingegen bei den geplanten Freihandelsabkommen. Durch die be-
absichtigte regulatorische Zusammenarbeit und die ‚Expertengremien‘ in den ein-
zelnen Sachbereichen wird die Autonomie der Rechtsordnungen überspielt, und
es entsteht dadurch ein Staatenverbund in Gestalt eines Teilbundesstaates für die
vertraglich vereinbarten Sachbereiche.34

b) Bei diesen Überlegungen handelt es sich nicht um ‚Neuland‘. Vielmehr steht
nicht nur der Grundstein des angelsächsischen Rechtssystems inmitten, sondern
des Rechtsstaats und letztlich der Demokratie, weil sich beide bedingen, um für die
Menschen voll wirksam werden zu können. So bestimmt die erste Magna Charta
von 1215 in Art. 39 folgendes: „Kein freier Mann soll verhaftet, gefangen gesetzt, sei- Magna Charta

ner Güter beraubt, geächtet, verbannt oder sonst wie angegri�en werden; noch wer-
den wir ihm etwas anderes zufügen oder ihn ins Gefängnis werfen, außer durch das
rechtmäßige Urteil durch seinesgleichen, oder durch das Gesetz des Landes.“ 35 Der
nachfolgende Art. 40 ordnete an: „Wir werden das Recht oder die Gerechtigkeit an
niemand verkaufen, niemandem verweigern und für niemand aufschieben.“

34Vgl. hierzu nachfolgend im Schlussteil.
35Zitiert nach Alexander Menden: 800 Jahre Magna Charta. Man achte auf das Kleingeschriebene.

In: Süddeutsche Zeitung, Nr. 63 vom 17. März 2015, S. 9.
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c) Nach allem darf ein Schiedsgericht im Rahmen eines Freihandelsabkommens
nur als Staatsschiedsgericht eingerichtet werden. Gerade imHinblick auf die große
Zahl der bestehenden Investorschutz- und Freihandelsabkommen auch außerhalb
Deutschlands müsste sich diese Überlegung auch der ‚Gegenseite‘ aufdrängen.
Zahlreiche ihrer Argumente sprechen im übrigen gegen private und für staat-autonome

Rechts-

ordnungen

liche Schiedsgerichte. Durch die Regelungsdichte über die Jahrzehnte durch bi-
und multilaterale Verträge wie auch durch GATS36 und WTO ist eine autonome
Rechtsordnung entstanden, der aber die ‚ordnende‘ institutionelle und unabhän-
gige Gerichtsbarkeit fehlt, die ihrerseits allein befähigt ist, eine neue Rechtskultur
zu scha�en, die diesem neuen Rechtsraum gerecht wird.

Zugleich wird so die Verletzung des Demokratieprinzips vermieden. Jedes Ver-
tragswerk begründet für seinen Geltungsbereich eine neue autonome Teilrechts-
ordnung außerhalb der Rechts- und Verfassungsordnung der Vertragsstaaten, hier
der BundesrepublikDeutschland. Die Gerichtsgewalt, diemit der nationalen Rechts-
und Verfassungsordnung deckungsgleich ist, wird in Bezug auf das jeweilige Frei-
handelsabkommen aufgegeben und auf diese Weise die Rechts- und Verfassungs-
ordnung zur Disposition einer privaten Einrichtung gestellt. Das Demokratieprin-
zip gebietet, dass die Deutungshoheit darüber, was in völkerrechtlich vertrags-Privatisierung

verletzt Demo-

kratieprinzip

gemäßer Weise vereinbart wurde, beim parlamentarischen Gesetzgeber der Ver-
tragsstaaten verbleibt. Diese staatliche Macht darf in der Demokratie nicht auf
Private verlagert werden. Diesen rechtsstaatlich-demokratischen Anforderungen
wird ein internationaler Handelsgerichtshof naheliegend nicht gerecht. Die Orga-
nisation und strukturelle Einbindungen dieses Staatsschiedsgericht hat sich inner-
halb der vertraglich zwischen den teilnehmenden Staaten vereinbarten autonomen
Rechtsordnung zu halten, weil nur so der demokratische Willensbildungsprozess
aus den teilnehmenden Staaten und deren Parlamente als Ausprägung des Wil-
lensbildungsprozesses ihrer Völker sichergestellt werden kann.

d) Es geht hier um substantielle Fragen der Staatlichkeit, der Souveränität, der
Selbstde�nition und der Gestaltungsmacht demokratisch legitimierter Regierun-
gen und Parlamente. Durch die mit den Freihandelsabkommen geplante Organi-Staatlichkeit,

Souveränität sation der Schiedsgerichte begibt sich die Bundesrepublik Deutschland hingegen
– wie auch die anderen Vertragsstaaten und die EU – eines Teils ihrer Politikfä-

36Zum Vertrag: URL: http://www.wto.org/english/docs_e/legal_e/26-gats.pdf.
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higkeit.37 Die Politik und ihre Gestaltungsmöglichkeiten werden mittelbar durch Private
Schiedsgerichte
steuern Politik

private Schiedsgerichte geleitet. Solches ist im demokratischen Rechtsstaat nicht
hinnehmbar. Diese Mängel weisen staatliche Gerichte und deshalb auch interna-
tionale Staatsschiedsgerichte innerhalb des Geltungsbereichs eines Abkommens
nicht auf.

Investorschutz

Nach den geläu�gen und dem entsprechend auch hier geplanten Investorschutz-
klauseln sollen im jeweiligen anderen Vertragsstaat die ausländischen Unterneh-
men für ihre Investitionen Schutz gegen Enteignungen oder gleichwirkende Maß-
nahmen ohne Entschädigung genießen. Sie dürfen die geplanten privaten Schieds-
gerichte wegen solcher Maßnahmen anrufen und den ‚Sitzstaat‘ auf Entschädi- Investor-

schutzklauselngung verklagen. Die bisher bekannten Investorschutzklauseln werden durchweg
begrüßt und gegen staatliche Willkür in ausländischen Staaten für die heimischen
Wirtschaftsunternehmen für unentbehrlich gehalten. Auf den ersten Blick sind
die Investorschutzklauseln einleuchtend und gegen die geschilderte Beurteilung
könnte nichts einzuwenden sein.

a) Betrachtet man die Investorschutzklauseln systematisch in einem größeren Zu-
sammenhang, werden Ungereimtheiten augenfällig. Diese wiegen so schwer, dass
sie nicht hingenommen werden können. Die Investorschutzklauseln verstoßen ge- Investor-

schutzklauseln
verstoßen gegen
Rechts-
grundsätze

gen allgemeine Rechtsgrundsätze einer rechtsstaatlich-demokratischen Rechtsord-
nungwie sie allen Vertragstaaten der geplanten Freihandelsabkommen einschließ-
lich der EU eigen ist. Es werden die ausländischen Unternehmen aus der Gel-
tung der jeweiligen nationalen Rechtsordnung insoweit ausgenommen. Ihnenwird
gegenüber den nationalen Unternehmen, die mit ihnen im Wettbewerb stehen,
eine Vorzugsstellung eingeräumt. Das verletzt das Gerechtigkeitsemp�nden der
Menschen. Zudem wird systemwidrig der Gleichbehandlungsgrundsatz im Wirt- Gleich-

behandlungs-
grundsatz

schaftsleben und im Wettbewerb ‚neutralisiert‘, weil in dieser Hinsicht nur die je-
weils nationalen Unternehmen mit einem substantiellen Handycap belastet wer-
den.

37Es handelt sich zeitlich früher schon um die gleiche gedankliche Fehlleistung wie die Einbindung
der Rating-Agenturen und die damit gescha�ene Abhängigkeit der Staaten bei der Einführung
des Euro.
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Daswiderspricht selbst denGrundsätzen der Ökonomie und verfassungsrecht-
lich wie etwa in der Bundesrepublik Deutschland Art. 3 des Grundgesetzes als
allgemeiner Gleichheitssatz. Dieses Grundrecht wirkt hier derivativ (abgeleitet)
in dem Sinn, dass alle Unternehmen gleich behandelt werden müssen, bei denenInvestorschutz-

klauseln

widersprechen

Gleichheitssatz

identische Sachverhalte vorliegen. Das ist hier der Fall, weil die Nationalität nicht
der sachgerechte Anknüpfungspunkt ist, sondern es um die Investitionen geht.
Aus diesem Grunde liegen keine eine unterschiedliche rechtliche Behandlung le-
gitimierende verschiedene Sachverhalte vor. Wieder rein ökonomisch betrachtet
muss man hier die falsche Einordnung des ‚Sitzstaates‘ sehen: Er nimmt den Un-
ternehmen über Investorschutzklauseln ein ganz wesentliches Risiko ihrer wirt-
schaftlichen Betätigung ab, was der sonst geforderten Enthaltsamkeit des Staates
in wirtschaftlichen Dingen eklatant widerspricht.

b) Zudem werden weitere allgemeine Grundsätze verletzt: In ‚unsicheren‘ Staa-
ten investiert man nicht, denn sie bieten keine Gewähr für die Beachtung und
Durchsetzung der Menschenrechte. Das ist allgemein bekannt. Was könnte also
diese Investition unter Inanspruchnahme der Verletzung elementarer verfassungs-
und völkerrechtlicher Grundlagen des Heimatstaates legitimieren? Schon zu Be-Menschenrechte

ginn dieser Entwicklung im Jahr 1959 wurde eine grundlegende Frage nicht ge-
stellt, die allerdings unmittelbar auf dem rechtsstaatlich-demokratischen Prinzip
beruht: „Steht hier überhaupt eine schützenswerte Investition inmitten?“ Das ist
gerade nicht der Fall, wenn man die Begründung für die Investorschutzklausel
ernst nimmt. Sie – wie das private Schiedsgericht – knüpft an Strukturen an, ge-Investor-

schutzklauseln

stützen ggf.

Unrechtsregime

gen die die Klausel schützen soll, damit aber die Zielbestimmung etwa von Art. 1
Abs. 3 UN-Charta verletzt. Eine so blanco geschützte Investition stützt das bearg-
wöhnte Regime, das erfahrungsgemäß zudem die Menschenrechte gering achtet
und damit etwa gegen Art. 22�. der Allgemeine Erklärung der Menschenrechte aus
dem Jahre 1948 verstößt.38 Des Weiteren wurde bei den hier in Rede stehenden
Konstellationen der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte vom 19. Dez. 1966 (BGBl. 1973 II, S. 1570) nicht sachgerecht beachtet.
Aktuell spielen diese Gesichtspunkte keine Rolle; sie verdeutlichen aber die Fehl-
entwicklung von Investorschutz und privatem Schiedsgericht noch unter weiter-
gehenden Aspekten.

38Vgl. URL: http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf.
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Die Investorschutzklauseln müssen deshalb so gefasst werden, dass alle mit-
einander im Wettbewerb stehenden Unternehmen in ihren Genuss kommen, was
in den rechtsstaatlichen Demokratien westlicher Prägung aufgrund des Rechts-
staatsprinzips ungeachtet besonderer Gewährleistungen im einzelnen – wie etwa
durch Art. 14 des Grundgesetzes – ohnehin sichergestellt ist. Die Verfassungswid- Investorschutz-

klauseln
streichen!

rigkeit der Investorschutzklauseln in den geplanten Freihandelsabkommen kann
sehr einfach durch Streichen behoben werden.

Regulatorische Zusammenarbeit

In Kap. 26 des geplanten Abkommens der EU mit Kanada ist eine regulatorische
Zusammenarbeit vorgesehen. Es geht hierbei um die Entwicklung und metho-
dologischen Aspekte regulatorischer Maßnahmen seitens der Regulierungsbehör-
den der Vertragsparteien. Diese Zusammenarbeit wird in einzelnen Fachbereichen
durch Expertengruppen ergänzt, so in Kap. 15 bezüglich der Finanzdienstleistun-
gen, in Kap. 24 bezüglich Handel und Arbeitsmarkt wie auch in Kap. 25 bezüglich
Handel und Umwelt.39 Auf diese Weise wird die gesetzgeberische Tätigkeit der
demokratischen Staatsorgane der Vertragsstaaten vorgeprägt. Es entstehen durch
die eingegangenen Verp�ichtungen zur Zusammenarbeit Abhängigkeiten. Solche
Zusammenarbeit ist in einem föderalistischen Staatswesen wie der Bundesrepu-
blik Deutschland, aber auch in anderen föderalistisch aufgebauten Staatswesen
zwischen dem Zentralstaat und den Teilstaaten fremd, weil die Kompetenzräu-
me getrennt sind. Das beruht auf dem Grundsatz der Gewaltentrennung im de-
mokratischen Rechtsstaat. Für eine solche Zusammenarbeit bedarf es besonde- Regulatorische

Zusammenarbeit
ist verfassungs-
widrig

rer verfassungsrechtlicher Ermächtigungen. Eine solche Ermächtigung etwa ist in
Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetz durch die Einrichtung des Vermittlungsausschus-
ses zwischen Bundestag und Bundesrat enthalten. Die hier geplante regulatorische
Zusammenarbeit ist deshalb verfassungswidrig und widerspricht auch dem parla-
mentarischen Prinzip der EU.

39Vgl. http://t1p.de/CETA-Teiluebersetzung.
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2.3 Verfassungsrechtliche Aspekte

Nachfolgend werden noch einige verfassungsrechtliche Aspekte angesprochen,
die sich auf die behandelten Strukturprobleme beschränken.

Schiedsgerichte

Die Einrichtung von Schiedsgerichten als solche im Rechtsverkehr ist unproblema-
tisch, solange sie entsprechend dem von der staatlichen Gesetzgebung gesetzten
Rahmen verfährt. Sie ist im privaten Rechtsverkehr eine Ausprägung der Privat-
autonomie. Es ist also den natürlichen und juristischen Personen des Privatrechts
freigestellt, ob sie innerhalb vertraglicher Beziehungen für den Streitfall die Anru-
fung der staatlichen Gerichte oder eines privaten Schiedsgerichts vorsehen. Aller-
dings hat die private Gerichtsbarkeit während der letzten Jahrzehnte bedenkliche
Ausmaße erreicht, die in der rechtsstaatlichen Demokratie nicht übersehen wer-
den dürfen. Private Schiedsgerichtsbarkeit gewährleistet nicht von vornherein die
Gleichgewichtigkeit der Beteiligten, und in ihr ist ein Gefährdungspotenzial hin-
sichtlich der Gewährleistung der Grundrechte angelegt.

Nicht hinnehmbar ist es aber, wenn der Staat selbst bei privaten Rechtsge-
schäften die staatliche Gerichtsbarkeit scheut und Schiedsklauseln in privatrecht-
liche Vereinbarungen aufnimmt, so z. B. im Fall Toll-Collect.40 Er stellt damit derNegativbeispiel:

Toll-Collect rechtsstaatlichen Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland mit seiner un-
abhängigen Justiz ein schlechtes Zeugnis aus und verletzt in dieser Hinsicht seine
Vorbildfunktion.

Für den Rechtsverkehr auf der Völkerrechtsebene macht das Grundgesetz ver-
fassungsrechtliche Vorgaben. Nach Art. 24 Abs. 3 wird der Bund zur Regelung zwi-Private Schieds-

gerichtsbarkeit

scheidet aus

schenstaatlicher Streitigkeiten Vereinbarungen über eine allgemeine, umfassende,
obligatorische, internationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten. Die Gestaltung der
Streitbeilegung imVerkehrmit ausländischen Staaten steht hiernach nicht zur Dis-

40Vgl. bspw. Antwort der Bundesregierung vom 5. Dezember 2014 auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen zur Verlängerung des Betreibervertrages mit der Toll Collect GmbH
(Drucksache 18/3478), http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/034/1803478.pdf;
Heribert Prantl: Streit zwischen dem Bund und Toll Collect. Ver�uchtes Schiedsgericht. In:
Süddeutsche Zeitung, 25. September 2014, URL: http://t1p.de/SZ-Prantl-20140925;
Marcus Jung: Toll Collect: Fass ohne Boden. In: JUVE, 21. November 2012, URL:
http://t1p.de/JUVE-20141121.
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position. Eine private Schiedsgerichtsbarkeit scheidet deshalb aus und ist infolge-
dessen auch im Rahmen von Freihandelsabkommen ausgeschlossen.

Ferner kann Art. 101 des Grundgesetzes hier herangezogen werden. Nach sei- Ausnahmegerichte
sind unzulässignem Satz 1 sind Ausnahmegerichte unzulässig und können Gerichte für besondere

Sachgebiete nur durch Gesetz errichtet werden, wie Abs. 2 verdeutlicht. Diese Vor-
schriften lassen erkennen, dass in der rechtsstaatlichen Demokratie der Bundesre-
publik Deutschland eine institutionelle allgemeine Gerichtsbarkeit das Leitbild ist
und hiervon auch nicht auf gesetzlicher Grundlage abgewichen werden darf. Die
Gerichte für besondere Sachgebiete sind nämlich, wie sich aus dem Verbot von
Ausnahmegerichten ergibt, in die institutionelle Gerichtsbarkeit der Bundesrepu-
blik Deutschland einzugliedern. Sonach lässt Art. 101 des Grundgesetzes erkennen,
dass die Bundesrepublik Deutschland auch im Völkerrechtsverkehr keine privaten
Schiedsgerichte, die nicht allgemein und institutionell auf Dauer angelegt werden,
einrichten darf.

Das Zustimmungsgesetz nach Art. 59 Abs. 2 des Grundgesetzes bildet keine
tragfähige Grundlage im Sinne des Art. 101 Abs. 2, weil sich das Zustimmungs-
gesetz innerhalb der übrigen Verfassungsbestimmungen und deren Regelungszu-
sammenhang halten muss. Die Vorschrift ist keine die übrigen Verfassungsbestim-
mungen überspielende Brücke.

Binnenmarkt und Teilbundesstaat

Eine Gesamtschau der in dem geplanten Freihandelsabkommen mit Kanada (CE-
TA) beabsichtigten Vereinbarungen lässt – wie schon teilweise ausgeführt – er- Es geht bei

CETA nicht um
Freihandel

kennen, dass es nicht um Freihandelsabkommen im herkömmlichen Sinne geht,
sondern wechselseitig diesseits und jenseits des Atlantiks Interessen geleitete Ein-
wirkung der maßgeblichen Wirtschaftsakteure im Vordergrund steht.

Diese Feststellung beruht zunächst darauf, dass zahlreiche Handelshemmnisse Es geht bei
CETA um
Ein�ussnahme
auf
Gesetzgebung

schon auf der Ebene derWTOund bisher geschlossener Abkommen bezüglich Zöl-
len, Doppelbesteuerung und Handelskontingenten beseitigt sind. Es geht also, wie
Tietje zutre�end bemerkt, eher um auf die Gesellschaft einwirkende Regelungen
und aus meiner Sicht deutlich um die Konturierung der jeweiligen Wirtschafts-
ordnung, und dazu bedarf es der Beseitigung regulatorischer Hürden in den Ver-
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tragsstaaten.41 Die zentralen Staatsstrukturelemente der Bundesrepublik Deutsch-
land wie etwa Demokratie und Rechtsstaatsprinzip wie auch das Sozialstaatsgebot
bedürfen der Absicherung und Stützung durch Teilorganisationsstrukturen. Das
bedeutet, dass Institutionen und Organisationsformen erforderlich sind, dass De-
mokratie und Rechtsstaat wie auch der umfassende Grundrechtsschutz für die den
Staaten anvertrauten Menschen keinen Schaden nehmen.

Der Staat entledigt sich hier seiner elementaren verfassungsrechtlichen Bin-Mit CETA

entmachtet sich

der Staat

dungen und Verp�ichtungen. Die regulatorische Zusammenarbeit und die vorge-
sehenen ‚Expertengruppen‘ zur Vorklärung und damit zur Lenkung der Gesetz-
gebung verletzen das Demokratieprinzip elementar. Dieser E�ekt wird durch die
private Schiedsgerichtsbarkeit durch die Gesamtheit der getro�enen Vereinbarun-
gen verstärkt; denn sie und nicht nur die Investorschutzklausel stehen in einem
Gesamtge�echt.

Das geplante Freihandelsabkommen vermittelt nach allem das Bild, dass über
einen herkömmlichen Binnenmarkt hinaus der Sache nach ein Teilbundesstaat
mit gemeinsamen staatlichen Institutionen der Vertragsstaaten gescha�en werden
soll unter wechselseitiger Übernahme geplanter gesetzgeberischer Maßnahmen.
Damit ist das Demokratieprinzip in der Substanz verletzt und der Verstoß gegenVerletzung des

Demokratie-

prinzips

die hier grundlegenden Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts in BVerf-
GE 89, 155 – Maastricht und 123, 267 – Lissabon o�enkundig.42 Das Grundgesetz
stellt diese Zusammenhänge klar in Art. 23. Die Neufassung wurde erforderlich,
weil die ursprüngliche Fassung des Art. 23 und auch die Regelung in Art. 24 die eu-
ropäische Integration und die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland hieran
nicht zuließ. Daraus folgt zwingend, dass außerhalb von Art. 23 des Grundgesetzes
die Bundesrepublik Deutschland keine Staatenverbindung eingehen darf, die die
zentralen Strukturelemente aushöhlt.43

41Vgl. Tietje 2015.
42Mit demVertrag von Lissabon (2009) wurde die Zuständigkeit für Handelspolitik von der Länder-

auf die EU-Ebene übertragen. Vorliegend wird dieser Bereich verlassen. Wenn man dem nicht
folgen wollte, änderte dies an der Verfassungswidrigkeit nichts; denn die Bundesrepublik
Deutschland hätte eine solches Mandat oder eine solche Übertragung nicht vereinbaren dürfen.

43Das ergibt sich zumal in der Zusammenschau von Art. 23 und Art. 24, dessen Abs. 1 ausdrück-
lich die Übertragung von Hoheitsrechten auf Einzelfälle beschränkt und damit konkludent die
Verminderung staatlicher Strukturelemente ausschließt. Unter Art. 24 Abs. 1 GG fallen z. B. die
Europäische Patentorganisation auf der Grundlage des EPÜ wie auch EUROCONTROL oder
der Internationale Seegerichtshof mit dem Sitz in Hamburg.
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Quellen und Literatur zu den Handels- und Investitionsschutzabkommen:
http://berliner-wassertisch.info/nottip/dokumente-zu-ttip-ceta-und-tisa/

Abkürzungen und Siglen

Abs. Absatz
AöW Allianz der ö�entlichen Wasserwirtschaft e.V., www.aoew.de/
Art. Artikel
BVerfG(E) Bundesverfassungsgericht(Entscheidung)
BVerfGG Bundesverfassungsgerichtsgesetz
CEO Corporate Europe Observatory, www.corporateeurope.org
CETA Comprehensive Economic and Trade Agreement, dt.Wirtschafts- und Handels-

abkommen (zwischen der EU und Kanada)
EMRK Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
EU Europäische Union
EUROCONTROL Europäische Organisation zur Sicherung der Luftfahrt
EPÜ Europäisches Patentübereinkommen
GATS General Agreement on Trade in Services, dt. Allgemeine Abkommen über den

Handel mit Dienstleistungen
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
INTA Committee on International Trade, dt. Ausschuss für internationalen Handel

Ausschuss d. Europ. Parlaments; Vorsitzender seit 2014: Bernd Lange (SPD)
ICSID International Centre for Settlement of Investment Disputes, dt. Internationale Zentrum

zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten, https://icsid.worldbank.org
ISDS Investor - State Dispute Settlement, dt. Investor-Staat-Streitbeilegung
IWF Internationaler Währungsfonds
JZ JuristenZeitung
Kap. Kapitel
TAFTA Transatlantic Free Trade Agreement; dt. Transatlantisches Freihandelsabkommen;

identisch mit TTIP
NAFTA North American Free Trade Agreement, dt. Nordamerikanisches Freihandelsabkommen
PPP Public Private Partnership, dt. ÖPP, Ö�entlich-Private Partnerschaft
TELC Forschungsstelle für Transnationales Wirtschaftsrecht
TiSA Trade in Services Agreement; dt. Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen
TTIP Transatlantic Trade and Investment Partnership, dt. Transatlantische Handels- und

Investitionspartnerschaft, zwischen der EU und den Vereinigten Staaten von Amerika,
vgl. TAFTA

UN United Nations, dt. Vereinte Nationen
UNCITRAL UN Committee on International Trade Law
UNCTAD United Nations Conference on Trade and Development, dt. Konferenz der Vereinten

Nationen für Handel und Entwicklung, www.unctad.org
WTO World Trade Organization, dt. Welthandelsorganisation, https://www.wto.org/
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